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Sehr geehrter Herr Präsident! 

 

Im Sinne der Resolution des Landtages von Niederösterreich vom 19. April 2012  

Ltg.-1171/A-1/89-2012, ist die NÖ Landesregierung bei der Bundesregierung vorstellig 

geworden und hat sich dafür eingesetzt, 

 

o dass die Europäische Kommission ein Verbot von nicht biologisch abbaubaren 

Kunststofftragetaschen aus fossilen Rohstoffen (Plastiksackerlverbot) ermöglicht 

und daraufhin die Bundesregierung ein Verbot von nicht biologisch abbaubaren 

Kunststofftragetaschen aus fossilen Rohstoffen (Plastiksackerlverbot) erlässt. 

o dass zwischenzeitlich der Gebrauch von Kunststofftragetaschen aus fossilen 

Rohstoffen durch gezielte Lenkungsmaßnahmen eingeschränkt wird. 

o dass die Einführung einer sofortigen Plastiksackerl-Abgabe forciert wird und 

o eine Novelle der Verpackungsverordnung vorgenommen wird, mit dem Ziel 

Mehrweg-Verpackungen, kompostierbares Verpackungsmaterial und Materialien 
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aus überwiegend nachwachsenden Quellen hinsichtlich Abgabengestaltung zu 

bevorzugen. 

 

Mit beiliegendem Schreiben vom 21. August 2012, GZ BKA 350.710/0438-I/4/2012, hat 

nun der Ministerratsdienst auf Grundlage der bei den zuständigen Bundesministerien 

eingeholten Stellungnahmen auf die Anliegen des NÖ Landtages reagiert. 

 

Die NÖ Landesregierung beehrt sich, dies zu berichten. 

 

 

NÖ Landesregierung 

Dr. P e r n k o p f 

 

 


